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Vorwort 

Rechtsfolgen unerlaubter Handlungen sind ebenso dem Güterschutz verpflichtet 
wie die Rechte und Verhaltensnormen, deren Verletzung sie sanktionieren. Damit 
entscheidet der Zweck des Güterschutzes nicht allein über die Voraussetzungen 
der Rechtsfolgen, sondern er beeinflußt auch deren Inhalt. Aus historischer Sicht 
läßt sich eine Verfeinerung des Rechtsfolgeninstrumentariums von der pönal moti-
vierten Vergeltung und Sühne über kompensatorische hin zu präventiven Rechts-
folgen beobachten. Mithin liegt es nahe, den Gedanken der Prävention nicht mehr 
auf die negatorischen Rechtsfolgen beschränkt sein zu lassen, sondern ihn auch bei 
den auf Kompensation ausgerichteten Rechtsfolgen angemessen zu berücksichti-
gen. Das gilt insbesondere für die Rechtsfolgen der Verletzung ausschließlicher 
Rechte an immateriellen Schutzgegenständen. Denn immaterielle Schutzgegen-
stände weisen gegenüber materiellen Gütern charakteristische Wesensunterschie-
de auf, die es nicht nur bei der rechtlichen Schutzgewähr, sondern auch bei den 
Rechtsfolgen zu berücksichtigen gilt. Die Arbeit verfolgt ein doppeltes Ziel: zum 
einen will sie sich der Einheitlichkeit der Zivilrechtsordnung vergewissern; zum 
anderen sucht sie den Schutz immaterieller Güter durch angemessene Rechtsfol-
gen abzusichern und damit einen Ausschnitt aus dem Recht der Informationsge-
sellschaft abzuhandeln. 

Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 2000 von der Juristischen 
Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität München als Habilitationsschrift 
angenommen. Das Manuskript wurde im Herbst 1999 abgeschlossen. Später er-
schienene Rechtsprechung und Literatur konnte großenteils noch in den Fußnoten 
berücksichtigt werden. 

Mein Dank geht zunächst an Herrn Prof. Dr. Dr. h.c.mult. Gerhard Schricker, 
der die Arbeit angeregt und in der langen Zeit der Betreuung immer die erforder-
liche Geduld aufgebracht hat. Bedankt sei in besonderem Maße auch Prof. Dr. Dr. 
h.c. Wolfgang Fikentscher, der das Zweitgutachten erstellt hat, und der ein for-
dernder Gesprächspartner gewesen ist. 

Bei der mühevollen Korrekturarbeit für die Drucklegung haben mir meine wis-
senschaftlichen Mitarbeiterinnen Frau Birgit Kaischeuer, Frau Yvonne Matz und 
Frau Christine Würfel in liebenswerter Weise geholfen. 

Dem Mohr Siebeck Verlag schließlich bin ich zu Dank für die Aufnahme der 
Arbeit in die Schriftenreihe „Jus Privatum" und der DFG für die Gewährung einer 
Druckkostenhilfe verpflichtet. 

Karlsruhe, Frühjahr 2002 Thomas Dreier 
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Einführung 

D e m Recht der unerlaubten Handlungen kommt die Aufgabe zu, das Spannungs-
verhältnis zwischen dem Schutz von Gütern, Interessen und über die Interessen 
hinausgehender Ordnungsziele auf der einen und der Handlungsfreiheit auf der 
anderen Seite zu lösen. Im Umfang dieses weit verstandenen Güterschutzes wird 
die Handlungsfreiheit durch Erfolgs- und Gefahrvermeidungspflichten einge-
schränkt, deren rechtswidrige Verletzung in wiederum freiheitsbeschränkender 
Weise durch Rechtsfolgen sanktioniert wird. Dabei können die Rechtsfolgen in ei-
nem weiten Sinne wiedergutmachend wirken, also die Folgen einer Verletzung 
ausgleichen und beseitigen, oder aber präventiv mit dem Ziel, Rechtsverletzungen 
überhaupt schon zu vermeiden. Damit zählen die Rechtsfolgen zum notwendigen 
Kernbestand der deliktsrechtlichen Normen. Die Ausgestaltung der Rechtsfolgen 
bestimmt den Verlauf der Grenzziehung zwischen dem geschützten Bereich und 
der Handlungsfreiheit ebenso wie bereits die Umschreibung geschützter Güter 
und der Erfolgs- und Gefahrvermeidungspflichten. 

Mithin überrascht es wenig, daß auch den Rechtsfolgen unerlaubter Handlungen 
eine fortwährende rechtswissenschaftliche Aufmerksamkeit zu Teil wird. Über-
blickt man das bisherige Schrifttum dazu, so fällt vor allem dreierlei auf. Zum ersten 
gilt das Interesse entsprechend dem Schwerpunkt, den das Gesetz in den §§ 823 ff. 
i.V.m. 249 ff. B G B auf die ausgleichenden, d.h. wiedergutmachenden Rechtsfolgen 
legt, vornehmlich der Rechtsfolge des Schadensersatzes. Davon zeugen die in regel-
mäßigen Abständen erschienenen Monographien,1 die sich vor allem um die wis-
senschaftliche Fundierung eines einheitlichen und zugleich praxistauglichen2 Scha-

1 Genannt seien von diesen - häufig Habilitationsschriften - aus neuerer Zeit vor allem Mer-
tens, Der Begriff des Vermögensschadens im Bürgerlichen Recht, 1967; Keuk, Vermögensscha-
den und Interesse, 1972; Schiemann, Argumente und Prinzipien bei der Fortbildung des Scha-
densrechts, 1981; Magnus, Schaden und Ersatz - Eine rechtsvergleichende Untersuchung zur 
Ersatzfähigkeit von Einbußen, 1987; Roussos, Schaden und Folgeschaden, 1992, sowie in Oster-
reich in jüngerer Zeit Huber, Fragen der Schadensberechnung, 1993. Auch das Gutachten von 
Hohloch, in: BMJ (Hrsg.), Gutachten und Vorschläge zur Überarbeitung des Schuldrechts, 
Bd. I, S. 375 ff. sei hier ebenso genannt wie die schadensersatzrechtliche Monographie von 
Lange, Schadensersatz2, 1990. - Hinzu kommen eine Reihe monographischer Aufsätze, welche 
die Dogmatik des Schadensersatzrechts z.T. erheblich beeinflußt haben, von denen hier stellver-
tretend nur Degenkolb, AcP 76 (1890), 1 ff., Neuner, AcP 133 (1931), 277 ff., v. Caemmerer, FS-
100 Jahre DJT, S. 49 ff., Steindorff, AcP 158 (1959/60), 431 ff. und Canaris, FS-Larenz zum 80. 
Geburtstag, S. 27 ff. sowie dessen deliktsrechtliche Darstellung in Larenz/Canaris, SchuR II/ 
213, S. 349 genannt seien. 

2 Vgl. zusammenfassend in neuerer Zeit etwa Magnus, Schaden und Ersatz, S. 11 ff.; 
Schlechtriem, ZEuP 1997, 232 ff. 
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densbegriffs bemüht haben, ebenso wie die umfassende systematische Abhandlung, 
die Stoll im Jahre 1993 zu den Haftungsfolgen im bürgerlichen Recht insgesamt vor-
gelegt hat.3 Allerdings bestehen in der schadensrechtlichen Diskussion inzwischen 
grundlegende Zweifel daran, daß es noch gelingen könnte, sämtliche schadens-
rechtlichen Probleme umfassend in einem allgemeingültigen Schadensbegriff auf-
zuheben und die aus der Fülle von Einzelentscheidungen erwachsenen Verästelun-
gen noch im Rahmen eines gemeinsamen Systems zu deuten. 4 Insoweit läßt sich 
durchaus eine Krise des Schadensbegriffs, wenn nicht gar die Unmöglichkeit eines 
einheitlichen Schadensbegriffs diagnostizieren.5 Erfolgversprechend erscheint da-
gegen nach wie vor eine auf Teilgebiete begrenzte Aufarbeitung rechtlicher Pro-
blemfelder.6 Zum zweiten wird den in der sachenrechtlichen Regelung des § 1004 
B G B bekanntermaßen nur rudimentär angelegten Rechtsfolgen des negatorischen 
Rechtsschutzes zumeist eine weit geringere Aufmerksamkeit gewidmet,7 und dies, 
obwohl - oder vielleicht gerade weil - die Rechtsprechung den negatorischen 
Rechtsschutz, der bereits bei Inkrafttreten des B G B den Bedürfnissen einer moder-
nen Industriegesellschaft nicht mehr entsprochen haben dürfte, schon sehr bald zu 
einem umfassenden Sanktionssystem ausgebaut hat. Wenig erörtert bleibt schließ-
lich zum dritten der Stellenwert, welcher der Prävention im Rahmen des Sank-
tionensystems zukommt. Das gilt insbesondere für die Frage, inwieweit primär 
dem Zweck der Kompensation verpflichtete Sanktionen - und dort insbesondere 
der Schadensersatz - zugleich auch der Prävention verpflichtet sein können. 

Eines der Problemfelder, die nach wie vor der Aufarbeitung lohnen, sind sicher-
lich die Rechtsfolgen der Verletzung rechtlicher Normen zum Schutz immate-
rieller Güter, seien jene nun nach deutschem Recht wie das allgemeine Persönlich-
keits- und das Namensrecht im B G B selbst geregelt bzw. über das B G B geschützt 
(§§ 12, 823 Abs. 1 B G B ) , seien sie wie das Recht am eigenen Bild und insbesondere 
die klassischen Immaterialgüter (Erfindung, Kennzeichen, schöpferische Werke 

3 Stoll, Haftungsfolgen im bürgerlichen Recht - Eine Darstellung auf rechtsvergleichender 
Grundlage, 1993, und bereits zuvor ders., Consequences of liability: Remedies, in: Tunc, André 
(Hrsg.), International Encyclopedia of Comparative Law, Bd. XI, 2: Torts, Kap. 8, 1-201 (als 
Einzellieferung 1972, mit Nachtrag 1981) und Nachtrag zu Kap. 8, 19-43, 1986. 

4 Vgl. kritisch jüngst Schlechtriem, ZEuP 1997, 232, 241 f., der eine Entwicklung für wahr-
scheinlich hält, in deren Zuge die Ausgangspunkte des Schadensrechts nicht durch eine große 
und grundsätzliche Falsifikation widerlegt, sondern deshalb aufgegeben würden, weil sie 
„durch einen steigenden Aufwand an immer detaillierteren Hilfshypothesen unhandlich und 
undurchschaubar geworden sind". Ahnlich auch Magnus Schaden und Ersatz, S. 1 ff. m.w. 
Nachw. Zuversichtlicher noch dagegen etwa, Steffen, NJW 1995, 2057, 2058 ff. 

5 So mit aller Deutlichkeit für das Schweizerische Recht die Studienkommission für die Ge-
samtrevision des Haftpflichtrechts in ihrem Bericht, herausgegeben vom Schweizerischen Bun-
desamt für Justiz, 1991, und dazu Stein, SJZ 1995, 153. 

6 Schlechtriem, ZEuP 1997, 232, 234. 
7 Zu nennen sind vor allem die Arbeiten von Picker, Der negatorische Beseitigungsan-

spruch, 1972, und Hohloch, Die negatorischen Ansprüche und ihre Beziehungen zum Scha-
densersatzrecht, 1976, sowie der Aufsatz von Henckel zum vorbeugenden Rechtsschutz im Zi-
vilrecht, AcP 174 (1974), 97 ff. und noch der zusammenfassende Überblick von Köhler, NJW 
1992, 359 ff. 
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der Literatur, Wissenschaft und Kunst) Gegenstand sondergesetzlicher Regelun-
gen. Galt es nämlich bei Erlaß des BGB, vornehmlich körperliche Gegenstände so-
wie Leib, Leben und Gesundheit gegen deliktische Ubergriffe zu schützen, so ist 
den materiellen Gütern inzwischen eine sprunghaft wachsende Zahl unkörper-
licher Güter an die Seite getreten, die auch in wirtschaftlicher Hinsicht immer 
bedeutsamer werden. Genannt seien Geschmacks- und Gebrauchsmuster, durch 
verwandte Schutzrechte geschützte Leistungen im Bereich der kulturellen Pro-
duktion, sowie zuletzt eine nicht abschließende Zahl von Hervorbringungen bio-
logischer und technischer Natur wie Pflanzensorten, Halbleitertopographien und 
Datenbanken. Auch die Zahl der Nutzungs- und Verwertungsvorgänge in Bezug 
auf immaterielle Schutzgegenstände ist aufgrund der zunehmenden Technisierung 
von Produkten und Produktionsweisen, angesichts des Wachstums der Medien-
und Unterhaltungsbranche und vor allem in Folge der Digitalisierung sowie der 
inzwischen weltweiten Vernetzung in erheblichem Umfang gestiegen. Damit geht 
eine Erhöhung der Verletzungsanfälligkeit und mithin auch der Schutzbedürftig-
keit immaterieller Güter einher, die untrennbar mit dem Wandel verbunden ist, der 
sich seit geraumer Zeit unter dem Schlagwort des Ubergangs der nationalen Indu-
striegesellschaften zur globalen Informationsgesellschaft vollzieht. 

Das Problem besteht hier nun darin, daß die Rechtsfolgen - von einzelnen Aus-
nahmen sondergesetzlicher Ausgestaltung insbesondere der Beseitigungshaftung 
abgesehen, die im Immaterialgüterrecht weit mehr als im Bürgerlichen Recht ne-
ben der Beseitigung von Verletzungsfolgen zugleich einen präventiven Zweck ver-
folgt,8-für die Verletzung von Rechten in Bezug auf unkörperliche wie auf körper-
liche Güter gleichermaßen gelten. Gegenüber körperlichen Gütern weisen unkör-
perliche Güter jedoch eine Reihe wesensmäßiger Besonderheiten auf, die sich in 
der Art der Verletzungsfolgen widerspiegeln und deshalb auf den Inhalt der 
Rechtsfolgen im Verletzungsfall nicht ohne Auswirkung bleiben können. So fehlt 
es bei immateriellen Schutzgegenständen etwa schon an einem körperlichen Ge-
genstand, an dem sich schädigende Verletzungsfolgen niederschlagen könnten. 
Damit scheidet ein in Natur wiedergutzumachender Schaden weitgehend aus, 
kommt Naturalrestitution doch allenfalls dort in Betracht, wo verletzungsbeding-
te Fehlvorstellungen Dritter zu korrigieren oder bei den durch Eintragung entste-
henden Rechten unrichtige Eintragungen rückgängig zu machen sind. Im übrigen 
vermag ein Schaden aufgrund der Rechtsverletzung regelmäßig nur in Form eines 
konkret entgangenen Gewinns zu entstehen und damit in Geld zu ersetzen sein. 
Im weiteren sind immaterielle anders als materielle Güter (potentiell) ubiquitär 
und können damit zur gleichen Zeit von mehreren Nutzern gleichzeitig genutzt 
werden. Folglich eignet sich, wer ein fremdes Immaterialgüterrecht verletzt, damit 
zwar regelmäßig einen ihm nicht gebührenden Nutzungsvorteil an, doch ent-
spricht dem auf Seiten des in seinen Rechten Verletzten - anders als normalerweise 
bei einer körperlichen Sache - regelmäßig zumindest kein faktischer Nutzungsent-
zug. Damit scheint es in nicht wenigen Fällen trotz Rechtsverletzung an einem 

8 Vgl. dazu näher Kapitel 11 III. 
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Schaden zu fehlen. In vergleichbarer Weise bedarf es der Begründung, inwieweit 
eine Rechtsverletzung eine bereicherungsrechtliche Korrektur erfordert. Auch 
hinsichtlich der Prävention künftiger Verletzungen macht sich der Unterschied 
von körperlichen und unkörperlichen Schutzgegenständen bemerkbar. Denn zum 
einen spielt die negatorische Unterlassungshaftung insbesondere bei fahrlässigen 
Sachbeschädigungen kaum eine Rolle, wohingegen ihr bei der drohenden Verlet-
zung immaterieller Schutzgegenstände vor allem angesichts deren zeitlich ge-
streckter Dauer eine erhebliche Bedeutung zukommt. Zum anderen vermag der in 
seinen Rechten Gefährdete gerade aufgrund der Ubiquität des immateriellen Gu-
tes, die für eine Verletzung kein Eingreifen des Verletzers in den physischen Herr-
schaftsbereich des Verletzten voraussetzt, eine drohende Verletzung auch hier in 
vielen Fällen gar nicht im Vorhinein abzuwehren. Die in diesen Fällen verbleiben-
de Rechtsfolge des Schadensersatzes entfaltet jedoch dann keinerlei präventive 
Wirkung, wenn der Verletzer sich einen Vorteil anzueignen vermag, der größer ist 
als der nachweisbare auszugleichende Schaden. Anders als bei der Verletzung 
fremden Eigentums an körperlichen Sachen erscheint der Rechtsbruch für den 
Verletzer bei unkörperlichen Gütern also häufig profitabel. Daß sich Unrecht je-
doch nicht „lohnen" darf, bedarf kaum der näheren Begründung. Denn weder 
kann der Staat die Mißachtung seiner Normbefehle hinnehmen, will er nicht auf 
die Durchsetzung des mit dem Normbefehl befolgten Regelungsziels verzichten, 
noch ist offener Rechtsbruch ökonomisch sinnvoll, wenn die verletzte N o r m 
selbst den Kriterien ökonomischer Effizienz genügt. 

Damit ist der zweite in dieser Arbeit behandelte Problemkreis der Prävention 
angesprochen. Zwar hat die gerichtliche Praxis bei der Verletzung ausschließlicher 
Rechte an immateriellen Gütern auf dieses Präventionsdefizit und die darin liegen-
de Beeinträchtigung der Durchsetzung des Schutzes rechtlich geschützter Güter 
schon seit längerem insbesondere mit der „dreifachen Schadensberechnung" und 
mit dem urheberrechtlichen Verletzerzuschlag reagiert. Dennoch bedarf diese 
Rechtsprechung zum Ausgleich der Folgen von Verletzungen ausschließlicher 
Rechte an immateriellen Gütern noch immer der dogmatischen Absicherung hin-
sichtlich ihrer Vereinbarkeit mit den traditionellen Grundsätzen des Schadens-
rechts. Denn da die Verletzung angesichts der Immaterialität des geschützten Gu-
tes auf Seiten des Verletzten keine faktische Nutzungseinbuße am immateriellen 
Gut zur Folge hat, scheint es - zumindest auf den ersten Blick - auch an einer Ver-
mögenseinbuße und mithin an einem Schaden im Sinne der Differenztheorie zu 
fehlen. Vom Ausgleichsgedanken rückt die Rechtsprechung aber auch dort ab, wo 
sie beginnt, den Gedanken der Prävention zumindest in Fällen schwerwiegender 
Persönlichkeitsverletzung durch Massenmedien ausdrücklich für die Bemessung 
der Geldentschädigung heranzuziehen, um so dem auch jenseits der negatorischen 
Ansprüche bestehenden Bedürfnis nach Prävention Rechnung zu tragen.9 Aller-
dings begegnet die Verortung des Präventionsgedankens im Rahmen der Geldent-

9 B G H Z 128,1 = N J W 1995, 861 und nachfolgend B G H , N J W 1996, 984-Caroline v. Mona-
co I und II. 
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Schädigung Zweifeln, geht es bei letzterer doch um den Ausgleich immaterieller 
Schäden. Darüber hinaus besteht ein besonderes Präventionsbedürfnis auch dort, 
wo wirtschaftliche und mithin Vermögenswerte Interessen geschützt werden. Die 
Frage, inwieweit bei Geldzahlungen des Verletzers an den Verletzten, die primär 
dem Ausgleichsziel verpflichtet sind, zugleich das Ziel der Prävention Berücksich-
tigung finden kann und darf, ist damit erst im Ansatz gestellt. Das gilt umso mehr, 
als der B G H dem Konzept eines Strafschadensersatzes nach U.S.-amerikanischem 
Vorbild (sog. punitive damages) nach wie vor reserviert gegenübersteht.10 

Diese beiden Problemkreise - Bedeutung des Ausgleichs auf der einen und Stel-
lenwert der Prävention auf der anderen Seite - sind es, die im Rahmen dieser Arbeit 
unter dem Blickwinkel der Besonderheiten immaterieller im Vergleich zu mate-
riellen Gütern in ihrer Bedeutung für die Rechtsfolgen unerlaubter Handlung nä-
her untersucht werden sollen. Dabei stellt sich immer die weitere Frage, inwieweit 
sich für materielle und immaterielle Güter noch gemeinsame Lösungen finden las-
sen, oder inwieweit hier alternativ ein sonderprivatrechtlicher Weg zu beschreiten 
ist. Immer jedoch geht es - entsprechend der Bedeutung der Rechtsfolgen im de-
liktsrechtlichen System - über den Gegensatz von Schadenstragung und Schadens-
verhütung hinaus um das Verhältnis von Güterschutz auf der einen und Hand-
lungsfreiheit auf der anderen Seite und damit auch um Ziele und Zwecke des delik-
tischen Rechtsschutzes überhaupt. 

Obwohl diese Arbeit angesichts der Breite der Fragestellung nicht insgesamt 
rechtsvergleichend angelegt sein kann,11 enthält sie doch einen zumindest aus-
schnitthaften Blick auf den entsprechenden Entwicklungsstand ausländischer 
Rechtsordnungen. Denn das nationale Recht kann sich angesichts der Verwirk-
lichung der Grundfreiheiten des Waren- und des Dienstleistungsverkehrs inner-
halb des Gemeinsamen Marktes der Europäischen Union wie auch im Zuge der Li-
beralisierung des Welthandels den Auswirkungen der zunehmenden grenzüber-
schreitenden wirtschaftlichen Verflechtungen nicht mehr verschließen. Das gilt 
umso mehr als Digitalisierung und globale Vernetzung zu einem umfänglicheren 
Verkehr mit geschützten immateriellen Gütern und zu einer größeren Zahl grenz-
überschreitender Verletzungen führen. Ohnehin sind die nationalen Rechtsfolgen 
unerlaubter Handlungen gerade im Immaterialgüter- und Wettbewerbsrecht 
schon jetzt um in ihrem Kern gemeinschaftsrechtliche Elemente angereichert. Mit-
hin ist auf Entwicklungen in Nachbarländern Rücksicht zu nehmen, wenn es dar-

10 B G H Z 118, 312 = N J W 1992, 3096; danach ist die Vollstreckung auf Strafschadensersatz 
lautender Urteile von U.S-Gerichten in der Bundesrepublik einer Reihe einschränkender Be-
dingungen unterworfen, bei deren NichtVorliegen die Vollstreckung ein Verstoß gegen den 
deutschen ordre public vorliegen würde. 

11 Die im Rahmen der vorliegenden Arbeit nicht zu leistende Bewältigung der Materialfülle, 
die eine umfassend rechtsvergleichende Darstellung der Rechtsfolgen der unerlaubten Hand-
lung aus gesamteuropäischer Sicht erfordert, ist ohnehin bereits von anderer Seite in Angriff ge-
nommen worden; vgl. den unter Leitung von v. Bar vom Ständigen Seminar zum Gemeineuro-
päischen Deliktsrecht erarbeiteten Band Gemeineuropäisches Deliktsrecht II, 1999, und dazu 
bereits v. Bar, Gemeineuropäisches Deliktsrecht I, S. IX, sowie die unter gleicher Leitung ge-
plante Erarbeitung Gemeinsamer Prinzipien des Deliktsrechts. 
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um geht, europäisches Recht im Inland anzuwenden, nationales Recht gemein-
schaftsrechtskonform auszulegen oder auch nur, um der von unterschiedlichen na-
tionalen Regelungen ausgehenden Gefahr eines forum-shopping vorzubeugen. 
Rechtlich auch für Deutschland verbindliche Vorgaben für die Rechtsfolgen der 
Verletzung von Schutzrechten des gewerblichen und des geistigen Eigentums ent-
hält hier - bisher noch wenig beachtet - vor allem auch das T R I P S - U b e r e i n k o m -
men als Bestandteil des internationalen Welthandelsabkommens.1 2 Schließlich ver-
mag der Blick über die Grenzen des eigenen Rechts hinaus ganz generell Struktur-
prinzipien der Rechtsfolgen bei Verletzung von Ausschließlichkeitsrechten an 
immateriellen Gütern zu erkennen, die - weil sie sich in einer Vielzahl ausländi-
scher Rechtsordnungen feststellen lassen - auf Besonderheiten immaterieller Gü-
ter zurückgehen dürften und denen deshalb auch im deutschen Recht Rechnung 
getragen werden sollte. Zugleich läßt sich der Spielraum ausloten, der einer auf die 
Kompatibilität zu ausländischen Lösungen Rücksicht nehmenden Fortentwick-
lung nationalen Rechts verbleibt, und es lassen sich die „nationalen Kanten" aus-
findig machen, „die sich im Rahmen des europäischen Einigungsprozesses ab-
schleifen l ießen". 1 3 Zwar mag eine umfassende europäische Harmonisierung na-
tionaler Deliktsregeln oder gar deren Vereinheitlichung im Wege genuinen 
Gemeinschaftsrechts rechtlich wie politisch noch in ferner Zukunft liegen. Den-
noch so sei hier ein - wenn auch vielleicht nur bescheidener - Beitrag zur „An-
schlußfähigkeit"1 4 von über die nationalen Grenzen hinaus akzeptablen Grund-
vorstellungen versucht, ein Beitrag zu einer „Re-Europäisierung" 1 5 wenn nicht gar 
zu einer „wissenschaftlich begründeten Internationalisierung"1 6 des wichtigen pri-
vatrechtlichen Teilgebiets der Rechtsfolgen unerlaubter Handlungen. 

12 Übereinkommen über handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums 
(Agreement on Trade-Related Aspects of Intellectual Property Aspects, TRIPS), Anlage 3 zum 
Ubereinkommen zur Errichtung der Welthandelsorganisation (WTO) v. 15.4.1994, BGBl. II 
S. 1625, 1730. Vgl. zur Entstehung des Abkommens die Denkschrift der Bundesregierung zur 
Umsetzung, BT-Drucks. 12/7655 (neu), 335 ff. - Zu den Vorschriften über die Rechtsdurchset-
zung der Art. 41 ff. des TRIPS vgl. den Überblick bei Dreier, GRUR Int. 1996, 205 sowie die 
geringfügig ergänzte englische Fassung in Beier/Schricker (Hrsg.), From GATT to TRIPs - The 
Agreement on Trade-Related Aspects of Intellectual Property Rights, S. 248 ff. 

13 v. Bar, Gemeineuropäisches Deliktsrecht I, S. VII. 
14 Schlechtriem, Schadensersatz und Schadensbegriffe, ZEuP 1997, 232, 233. 
15 v. Bar, in: Rengeling (Hrsg.), Europäisierung des Rechts, S. 169; vgl. auch bereits Kötz, 

RabelsZ 56 (1992), 215; ders., Gemeineuropäisches Zivilrecht, in: FS-Zweigert, Tübingen 1981, 
481,498 f. 

16 Stoll, Haftungsfolgen, S. V. 
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Kapitel 1: 

Begriffliche und dogmatische Grundlagen 

I. Unerlaubte Handlung und Rechtsfolgen 

W e i t v e r s t a n d e n b e z e i c h n e t u n e r l a u b t e H a n d l u n g j e d e n r e c h t s w i d r i g e n E i n g r i f f in 

d e n g e g e n ü b e r j e d e r m a n n w i r k e n d e n R e c h t s k r e i s e ines a n d e r e n . 1 D a r u n t e r fäl l t 

d a n n d e r S c h u t z v o n a u s s c h l i e ß l i c h e n R e c h t e n s o w i e v o n L e b e n s - b z w . P e r s o n e n -

g ü t e r n 2 i m S i n n e des § 8 2 3 A b s . 1 B G B e b e n s o w i e der S c h u t z des V e r m ö g e n s 

d u r c h die § § 8 2 3 A b s . 2 u n d 8 2 6 B G B . Z u g l e i c h g e h t der B e g r i f f d e r u n e r l a u b t e n 

H a n d l u n g d a m i t ü b e r d e n I n h a l t des 2 5 . T i t e l s des 2 . B u c h e s h i n a u s . 3 D e n n z u m 

e i n e n ist e in V e r s c h u l d e n des E i n g r i f f s n i c h t n o t w e n d i g V o r a u s s e t z u n g ; 4 a u s r e i -

c h e n d ist in s o l c h e n F ä l l e n v i e l m e h r , d a ß der o b j e k t i v e T a t b e s t a n d e i n e r R e c h t s v e r -

l e t z u n g er fü l l t ist . I n A b g r e n z u n g z u r G e f ä h r d u n g s h a f t u n g , d ie n a c h f o l g e n d aus -

g e k l a m m e r t b l e i b e n so l l , 5 ist das e i n g r e i f e n d e V e r h a l t e n b e r e i t s als s o l c h e s v e r b o -

ten . Z u m a n d e r e n s ind a u c h die a u ß e r h a l b des B G B g e r e g e l t e n u n e r l a u b t e n 

1 Vgl. zu dieser weiten Definition statt vieler Staudinger/Sr^/<?r'2 , Vorbem. zu §§ 823 ff., 
Rdnr. 2 ff. sowie 5 m.w.Nachw. auch zu den weniger weit reichenden Umschreibungen des Be-
griffs der unerlaubten Handlung und der daraus sich ergebenden Frage nach dessen Einheitlich-
keit; V.Gamm, Wettbewerbsrecht, Kap. 8, Rdnr. 1; eingehend auch Brüggemeier, AcP 182 
(1982), 384, 423, 450. 

2 Allerdings ist die vom BGB-Gesetzgeber für notwendig erachtete Unterscheidung von 
„Rechten" und „Rechtsgütern" in § 823 Abs. 1 B G B (vgl. Mot. II 728 und dazu kritisch etwa 
Deutsch, Haftungsrecht I, § 2 II 4 m.w.Nachw.) inzwischen durch die Anerkennung der Rah-
mentatbestände des allgemeinen Persönlichkeitsrechts und des Rechts am eingerichteten und 
ausgeübten Gewerbebetrieb unscharf geworden. Demzufolge wird sie in der Literatur immer 
weniger betont, und statt dessen zunehmend auf den einheitlichen Aspekt der Zuordnung zum 
selbstbestimmten Handeln abgestellt. Auch der Sprachgebrauch ist im übrigen nicht mehr ein-
heitlich. So bezeichnet etwa Deutsch, Allgemeines Haftungsrecht, Rdnr. 59, in der Neuauflage 
die „Rechtsgüter" einmal als Lebens-, ein anderes Mal als Personengüter, und verwendet den 
Begriff „Rechtsgüter" zugleich dann aber auch für alle „Gegenstände, auf die sich von der 
Rechtsordnung entwickelte Rechte, auch absolute Rechte, beziehen". 

3 Ohnehin finden sich unerlaubte Handlungen im engeren Sinn auch außerhalb der 
§§ 823 ff. B G B ; vgl. nur etwa die §§ 228 Abs. 2, 231 B G B . 

4 Auch die §§ 823 ff. B G B enthalten eine Ersatzpflicht ohne Verschulden aus Gründen der 
Billigkeit (§ 829 B G B ) wie auch unter dem Gesichtspunkt der Gefährdungshaftung (§ 833 Satz 1 
B G B ) . 

5 Damit soll keine inhaltliche Stellungnahme für ein Ausscheiden der Gefährdungshaftung 
verbunden sein, spricht doch in der Tat wohl mehr für eine dogmatische Einbeziehung auch der 
Gefährdungshaftung in ein allgemeines dogmatisches Haftungskonzept; vgl. nur etwa den jüng-
sten Vorschlag für einen Ersatz auch immaterieller Schäden bei der Gefährdungshaftung im 
Rahmen eines 2. SchadÄndG, BR-Drucks. 265/98. 
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H a n d l u n g e n e inbezogen . 6 N e b e n dem v o m B G B selbst gewährten S c h u t z vor al-
lem der R e c h t e an körper l i chen Sachen, 7 des al lgemeinen Persönl i chke i t s - und des 
N a m e n s r e c h t s ist damit als wirtschaft l ich mit A b s t a n d bedeutendster B e r e i c h 
außerhalb des B G B auch der sondergesetz l ich geregelte immater ia lgüterrecht l iche 
S c h u t z erfaßt . 8 D a b e i betr i f f t der S c h u t z immater ie l ler G ü t e r außerhalb des B G B 
nicht nur den ausschl ießl ichkei tsrecht l ichen Schutz , den die gewerbl ichen S c h u t z -
rechte 9 und das U r h e b e r r e c h t gewähren , 1 0 lassen sich doch auch Wet tbewerbsver -
le tzungen den uner laubten H a n d l u n g e n zurechnen . 1 1 D e n n auch das W e t t b e -
w e r b s r e c h t stellt güter- und interessenschützende Verha l tensnormen auf, seien sie 
nun - wie bei den wet tbewerbsrecht l i ch geschützten Le is tungspos i t ionen oder 

6 Vgl. dazu statt vieler die Aufzählung etwa bei Staudinger/Schäfer11, vor §§ 823 ff. Rdnr. 26 
7 §§ 823 Abs. 1, 903 Satz 1, 90 BGB und für das Eigentum an Tieren §§ 823 Abs.l, 903 Satz 

2, 90a BGB; auch ein Eingriff in „sonstige" dingliche Rechte betrifft zumeist körperliche Sa-
chen. Freilich gibt es auch Ausnahmen etwa in den §§824-826 und den §§ 1068 ff., 1273 ff. 
BGB, die in der Praxis jedoch von vergleichsweise geringerer Bedeutung sind und daher hier 
außer Betracht bleiben sollen. 

8 Zugleich sind Immaterialgüterrechte absolute Rechte i.S.v. § 823 Abs. 1 B G B wie auch 
Schutzgesetze gem. § 823 Abs. 2 BGB; vgl. statt vieler nur Staudinger/Sctó/er12, vor §§ 823 ff. 
Rdnr. 27; v. Gamm, Wettbewerbsrecht, Kap. 9, Rdnr. 3, m.Nachw. zur Rspr. In der Praxis ist dies 
angesichts der Spezialität der immaterialgüterrechtlichen Vorschriften jedoch nur in den selte-
nen Fällen von Bedeutung, in denen die Regelung des jeweiligen Sondergesetzes nach Wortlaut, 
Sinn und Zweck nicht abschließend gedacht ist. 

9 Also zunächst das Patent-, das Gebrauchsmuster-, das Geschmacksmuster-, sowie jünge-
ren Datums das Sorten- und das Halbleiterschutzrecht. Spätestens seit Aufhebung der Bindung 
der Marke an den Geschäftsbetrieb (jetzt § 27 MarkenG; vgl. auch die Zulässigkeit der Zwangs-
vollstreckung in Zeichenrechte, § 29 MarkenG) zählt auch das Markenrecht trotz seiner histori-
schen Wurzeln im Wettbewerbs- und Persönlichkeitsrecht inzwischen unbestritten zu den Im-
materialgüterrechten; gleiches gilt für die aus dem U W G ins MarkenG übernommenen ge-
schäftlichen Bezeichungen (vgl. B G H Z 85, 221, 223: Personenfirma, als „vermögenswertes 
Recht" mit „personalem Bezug"). 

10 Anders als die Immaterialgüterrechte ist das Urheberrecht aufgrund seines untrennbaren 
persönlichkeitsrechtlichen Bestandteils als solches jedoch nicht übertragbar und daher nur hin-
sichtlich der Verwertungsrechte verkehrsfähig (vgl. §§ 29 Satz 2, 31 ff. UrhG). - Umfassender ist 
hingegen der englischen Oberbegriff des „intellectual property" (so z.B. im TRIPS-Abkom-
men), dessen deutsche Entsprechung des „geistigen Eigentums" jedoch unberücksichtigt läßt, 
daß sich in Deutschland das französische Eigentumsverständnis der Immaterialgüterrechte an-
gesichts der römisch-rechtlichen Begrenzung des Eigentums auf die res corporales nicht hat 
durchsetzen können; vgl. dazu insbesondere Kohler, Autorrecht, S. 1 ff., 155 ff.; ders., AcP 82 
(1984), 139, 156 f. sowie Dölemeyer/Klippel, in: Beier u.a. (Hrsg.), FS 100 Jahre GRUR, Bd. 1, 
S. 185, 223, 227 ff. Dagegen betont den eigentumsrechtlichen Aspekt der Immaterialgüterrechte 
in jüngster Zeit wiederum die sog. Theorie der „property rights" angesichts der Sach- und Im-
materialgütereigentum verbindenden Gemeinsamkeit der Gewährung ausschließlicher Befug-
nisse zur Förderung einer ökonomisch optimalen Allokation knapper Ressourcen; vgl. statt vie-
ler Lehmann, Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Neue Folge, Bd. 140, 519 ff. (1984). Dage-
gen rechnen vor allem Troller, Immaterialgüterrecht, Bd. 1, § 5 I und III, sowie insbesondere § 8 
III und v.Gamm, Wettbewerbsrecht, Kap. 9, Rdnr. 3, das Urheberrecht auch im deutschen 
Sprachgebrauch den Immaterialgüterrechten in einem weiteren Sinn zu. 

11 Vgl. auch dazu v.Gamm, Wettbewerbsrecht, Kap. 9 Rdnr. 2. - Zum Wettbewerbsrecht 
zählen neben dem U W G auch die Ordnungsnormen für das Verhalten im Wettbewerb, die in 
den wettbewerbsrechtlichen Nebengesetzen,enthalten sind, deren wesentlichste, die Zugabe-
VO und das RabattG jedoch inzwischen aufgehoben worden sind. 
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